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Zum Entwurf der Verordnung der Regulierungskommission der E-Control, mit der die Systemnutzungsentgelte-
Verordnung 2018 geändert wird (SNE-VO 2018 - Novelle 2022), erlauben wir uns, hiermit Stellung zu nehmen. 
 
 
Der Verordnungsentwurf sieht eine Steigerung der für Windkraftanlagen relevanten Netzentgelte 
(Netzverlustentgelt und Systemdienstleistungsentgelt) um 47 bis 68 % vor, freilich von sehr niedrigem Niveau 
aus. Aufgrund der aktuellen Marktlage mit hohen Marktpreisen und vielen Anlagen in der Direktvermarktung ist diese 
Steigerung nicht schmerzhaft, dies kann sich jedoch rasch wieder ändern, wie in der Vergangenheit zu sehen war, 
wo Windenergieerzeuger Netzentgelte in einem Ausmaß von 15 bis 25 % ihrer Erlöse leisten mussten. Die starken 
Schwankungen der letzten Jahre bei dieser Kostenbelastung führten zu großer Unsicherheit bzw. zu Zurückhaltung 
bei Reinvestitionen bei Anlagen nach der Tariflaufzeit. 
 
Aus diesem Grund erlauben wir uns, generell auf die unbefriedigende Situation hinzuweisen, dass Stromerzeuger 
in Österreich mit Netzentgelten belastet werden, welche in Nachbarländern nicht zu leisten sind. Diese 
nachteilige Belastung im Vergleich zu Erzeugern aus dem Ausland hat negative volkswirtschaftliche 
Auswirkungen und steht darüber hinaus im Widerspruch zum Ziel eines integrierten und wettbewerbsfähigen 
europäischen Elektrizitätsbinnenmarktes. Bei der bevorstehenden Umsetzung der neuen EU-
Rechtsvorschriften zum Elektrizitätsbinnenmarkt ist diese Diskriminierung heimischer Stromerzeuger 
endlich zu beseitigen.  
 
 
Im Juni 2019 wurden die neuen EU-Rechtsvorschriften zum Elektrizitätsbinnenmarkt kundgemacht. Ziel der 
Elektrizitätsbinnenmarkt-Richtlinie ist die Schaffung integrierter, wettbewerbsorientierter, fairer und 
transparenter Energiemärkte. Ziel der Elektrizitätsbinnenmarkt-Verordnung sind die Stärkung der 
Stromgroßhandelsmärkte sowie die Erhöhung grenzüberschreitender Stromflüsse in der EU. Konkret soll 
durch die Verordnung eine Basis für die Erreichung der Ziele der Energieunion geschaffen werden, explizit 
angesprochen sind Effizienz, höherer Anteil erneuerbarer Energien, Versorgungssicherheit, Flexibilität und 
Nachhaltigkeit, Dekarbonisierung und Innovation. Während die Richtlinie von den Mitgliedstaaten bis Ende 2020 in 
nationales Recht umzusetzen war (und daher von Österreich nun dringend umzusetzen ist), erlangte die Verordnung 
bereits am 1.1.2019 unmittelbare Geltung.  
 
Wie schon in der Vergangenheit halten wir daher fest, dass Stromerzeuger in Österreich mit Netzgebühren belastet 
werden, welche in Nachbarländern nicht zu leisten sind und die auch nicht auf Stromimporte eingehoben werden. 
Dies steht im Widerspruch zu den oben angeführten Zielen eines integrierten, wettbewerbsorientierten und 
fairen Elektrizitätsmarktes und der Steigerung des Anteils erneuerbarer Energien. Auch der Verband der 
europäischen Regulatoren und der Consultant Cambridge Economic Policy Advisors haben in der 
Vergangenheit auf die bei fortschreitender Marktkopplung und hoher Belastung der Erzeuger 
hochproblematischen Effekte auf die Erzeugungsleistung hingewiesen.12 
Dass heimische Erzeugungsanlagen im Vergleich zur Stromerzeugung im Ausland benachteiligt werden, hat darüber 
hinaus nachteilige volkswirtschaftliche Auswirkungen: ein negativer Anreiz für Errichtung und Betrieb von 
Stromerzeugungsanlagen in Österreich und damit steigende Stromimporte.  

 
1 ACER (2015);  Scoping towards potential harmonisation of electricity transmission tariff structures – Conclusion and next steps; Brüssel. 
2 Cambridge Economic Policy Advisors (2015); Scoping towards potential harmonisation of electricity transmission tariff structures. 
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Grund für den Anstieg der Netzverlustentgelte sind die gestiegenen Preise an den Energiemärkten, weshalb im 
Rahmen der Systemnutzungsentgelte-Verordnung keine Lösung des Problems möglich ist. Die IG Windkraft fordert 
jedoch die E-Control auf, sich im Rahmen der bevorstehenden Umsetzung des Elektrizitätsbinnenmarkt-
Pakets für eine nachhaltige Lösung einzusetzen, indem Netzentgelte für Erzeuger (die „G-Komponente“) 
endlich abgeschafft und gleiche Wettbewerbsvoraussetzungen am Strommarkt geschaffen werden.   
 
 
 
1. Abschaffung des Netzverlustentgelts für Erzeuger 
 
Die Einhebung von Netzverlustentgelten von Erzeugern ist sachlich nicht gerechtfertigt. Der Steuerungseffekt 
von Netzentgelten für Erzeuger ist in Österreich zu vernachlässigen: die Erfahrung zeigt, dass der Zubau nahe den 
Verbrauchszentren erfolgt. In Fällen von Wasserkraft oder Windkraft richtet sich der Kraftwerksstandort 
logischerweise nach dem Primärenergieträgervorkommen. Die windhöffigen Standorte in Ostösterreich sowie die 
Laufkraftwerke an großen Flüssen fallen im Ergebnis jedoch auch mit einem hohen Verbrauch in der Region (wenn 
vielleicht nicht in unmittelbarer geografischer Nähe) zusammen. Darüber hinaus ist darauf zu verweisen, dass auch 
hinsichtlich der Versorgung von Kunden das Solidaritätsprinzip gilt und weit abgelegene Verbraucher zu gleichen 
Preisen angeschlossen werden müssen.  
 
Zur Frage, ob Anschlüsse von Erzeugern auch Verluste verursachen, ist festzustellen, dass Erzeuger gleichzeitig 
auch verlustmindernd arbeiten bzw. arbeiten könnten (Bereitstellung von Blindleistung u.ä.). Wenn die Verursachung 
von Netzverlusten sanktioniert wird, müsste im Gegenzug dazu auch die Senkung von Netzverlusten belohnt werden, 
ähnlich wie dies etwa in Deutschland geschieht. 
  
Es kommt auch das im Rahmen der Netzentgelte-Konsultation 2016 eingeholte Consentec/Bogner Gutachten zur 
Schlussfolgerung, dass Einspeisungen nicht mit Netzverlustentgelt zu belasten seien. Hierbei ist der Position von 
ENTSO-E zu folgen, wonach die Erhebung einer G-Komponente Einfluss auf die Merit Order haben und den 
Elektrizitätsbinnenmarkt beeinflussen könnte. Dies wird auch von ACER und CEER wie auch in diversen Studien 
bestätigt. Als Beispiel sei auf eine Studie von Agora aus dem Jahr 2018 verwiesen, welche einmal mehr die 
einseitige Belastung der österreichischen Erzeuger dokumentiert.3  
 
Gestützt wird diese Erkenntnis außerdem durch eine Studie der Europäischen Kommission, die die Belastung der 
Erzeuger im grenzüberschreitenden Stromhandel auf jeden Fall als negative Marktverzerrung bewertet.4 In diesem 
Zusammenhang jedoch mit einer Belastung ausländischer Kraftwerke als unzulässige Belastung, da hier nicht davon 
ausgegangen wird, dass Mitgliedsstaaten die eigene Erzeugung belasten. Damit wird die heimische Erzeugung im 
Vergleich zur Stromerzeugung im Ausland benachteiligt.  
 
 

 
3 Ecofys and eclareon (2018): Cross-Border Renwewbles Cooperation: Study on behalf of Agora Energiewende, vgl. insbesondere S. 29 
und S. 34.  
4 EU Kommission (2017); Study supporting the Impact Assessment concerning transmission tariffs and congestion income policies- Final. 
Report; Brüssel. 
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Abbildung 1 G-Komponenten im europäischen Vergleich (G-Komponente bezeichnet jene Kosten für die 
Stromübertragung, die von Erzeugern getragen werden), Werte in EUR/MWh, Quelle: ENTSO-E, Overview of 
transmission tariffs in Europe: Synthesis 2019 

Zwar gibt es einige europäische Staaten, in welchen von Erzeugern Netzgebühren eingehoben werden. Für den 
österreichischen Stromhandel und die Wettbewerbsfähigkeit bei diesem Handel sind jedoch jene Länder relevant, die 
sich im gemeinsamen Handelsbereich der Leipziger Strombörse befinden (vor allem Deutschland, dessen 
Nachbarländer und Italien). Gerade in diesen Ländern sind die Stromerzeuger nicht durch solche Netzkosten belastet, 
weshalb sie in der Abbildung 2 gar nicht aufscheinen. Dadurch ergibt sich ein klarer Wettbewerbsnachteil der 
österreichischen Stromerzeuger gegenüber den ausländischen Mitbewerbern, die im selben Marktgebiet agieren.  
 

 

13/64 

7.2 Generation component 

The Unit Transmission Tariff is calculated by adding the charges applied to the generation (G) and load 
(L). Chart 7.2 provides the part of the TSO components of the Unit Transmission Tariff that corresponds 
to generation. 

 
 

Chart 7.2. G components of the TSO components of the Unit Transmission Tariffs in 2019 (€/MWh) 

 
 
 
Remarks: 

- The example taken for this comparison is the base case (see Section 3). 
- Other charges not directly related to TSO activities (i.e. Non-TSO costs) are not included in 

the above graph.  
- Those countries for which certain elements of the 2019 Unit Transmission Tariffs are estimated 

/ preliminary or which have non-€ currency are shown with dashedbars. 
- Commission Regulation (EU) no 838/2010 places limits on annual average transmission 

charges paid by producers in each Member State. It is not possible to draw the conclusion from 
the above graph that some countries are breaching this Regulation because the graph is 
comparing G charges based on Unit Transmission Charges, and not actual tariff levels charged 
by TSOs. Separate monitoring procedures are in place to ensure TSOs remain compliant with 
EC Regulations. 

 
Country remarks regarding Austria, France, Greece and Spain to be found in Appendix 1. 
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G-Komponenten in den
österreichischen Nachbarländern

Quelle: ENTSO-E Overview of Transmission Tariffs in Europe: Synthesis 2019

https://docstore.entsoe.eu/Documents/MC%20documents/190626_MC_TOP_7.2_TTO_Synthesis2019.pdf

● Keines der österreichischen Nachbarländer verlangt von den Stromerzeugern 
Netzgebühren. (außer Slowakei)

● Die Netzgebühren der 
Solwakei liegen unter
jenen von Österreich

● Österreichische 
Stromerzeuger haben 
durch die zu zahlenden 
Netzgebühren einen 
eindeutigen 
Wettbewerbsnachteil 
gegenüber 
Stromimporten
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Selbst der Verband der europäischen Regulatoren (ACER) in dem auch Österreich vertreten ist, führte in einem 
Positionspapier von April 2014 an, dass in einem zunehmenden gemeinsamen Energiemarkt in Europa die 
unterschiedlichen G-Komponenten eine Marktverzerrung darstellen und daher die Netzgebühren für Erzeuger 
abgebaut und harmonisiert werden sollten 5 . Aus Sicht des Verbandes ist die Einhebung der sogenannten G-
Komponente fragwürdig. Insbesondere da solche Entgelte die Umsetzung des internen Marktes der Union verzögern, 
sowie die Wettbewerbsfähigkeit regional stark beeinflussen können, müssen diese transparent und nachvollziehbar 
dargelegt werden. 
 
Die Diskriminierung der heimischen Erzeuger trägt de facto auch zu einem Anstieg der Stromimporte bei. In der 
Vergangenheit wurde in Österreich im Jahresdurchschnitt mehr Strom erzeugt, als verbraucht wurde. Seit dem Jahr 
2001 ist Österreich ein Netto-Import Land. Wir importieren jährlich gesehen mehr Strom, als wir exportieren. Betrug 
der Stromimportanteil in den Jahren 2000 bis 2012 nur ca. 5 bis 10 % der Stromversorgung, so war dieser Trend in 
den Jahren 2012 bis 2018 stark steigend. Laut Zahlen der E-Control sind die Nettostromimporte von 2017 auf 2018 
um ein Drittel gestiegen und lagen 2018 bei 8,9 Terawattstunden. Die Kosten für diese Strommengen haben sich 
beinahe verdoppelt und lagen bei 400 Millionen Euro. Insgesamt betrugen die Nettostromimporte 2018 14,2 %. 2019 
sank der Anteil der Stromimporte aufgrund der guten Wasserführung heimischer Flüsse und des guten Windjahres 
auf 5 %. Auch trotz Corona-bedingter Energieverbrauchsreduktion im Jahr 2020 bleibt Österreich 
Nettostromimporteur, 2020 mussten immer noch 2,2 Mrd. Kilowattstunden Strom importiert werden, das entspricht 
rund 3 Prozent des heimischen Stromverbrauches. 2021 ist wieder mit einem Anstieg zu rechnen. Nimmt man für das 
letzte Quartal 2021 die Werte von 2020 an, ergibt sich für den Nettostromimport ein extremer Anstieg von 140 Prozent 
von 2020 auf 2021 auf 7,6 Prozent des Stromverbrauches. Im Vergleich zum Vor-Coronajahr 2019 ergibt sich noch 
immer eine Steigerung von 76 Prozent. Die Kosten für diese Strommengen von 5,4 Terawattstunden werden durch 
die extrem gestiegenen Strompreise die Kosten von 2018 mit voraussichtlich 416 Millionen Euro sogar übertreffen. 
Volkswirtschaftlich gesehen ist es daher entscheidend, die Stromerzeugung im Inland anzureizen und nicht mit 
Entgelten zu belasten, die im internationalen Vergleich nicht bestehen. 
 
Erzeuger sollten daher von der Entrichtung von Netzverlustentgelt befreit werden.  
 
 
2. Systemdienstleistungsentgelt  

 
Aufgrund der Vorgaben der Electricity Balancing Guideline (GLEB) ergab sich seit 2019 eine deutliche Reduktion 
des SDLE, wenngleich dies 2022 wieder ansteigen soll. Aus Sicht der Erzeuer ist darauf zu verweisen, dass es 
jedoch zu einem Kostenanstieg bei den Ausgleichsenergiekosten, die den Bilanzgruppen verrechnet werden, kam. 
In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass es bei der Preisbildung der Ausgleichsenergie im Rahmen 
der nationalen Umsetzung der GLEB zur Anhäufung von signifikanten Mehrerlösen kommen kann, welche auf 
einem sogenannten „Sonderkonto“ der APG verwahrt werden. Gerade im Zuge der aktuellen Volatilität und der 
Preissprünge am Strommarkt sollte zeitnah eine rechtssichere Ausgestaltung und damit ein Ende der mittlerweile 
mehrere Jahre andauernden „Übergangslösung“ des Sonderkontos erfolgen.  Hier ist anzustreben, dass eine 
verursachergerechte zeitnahe Rückführung gewährleistet und eine entsprechende Rechtsgrundlage dafür 
geschaffen wird. Dabei gilt es zu vermeiden, dass Erzeuger nur belastet werden, jedoch nichts von der Aufteilung 
der Mehrerlöste erhalten.  
 
Jedenfalls sollte aus den oben angeführten Gründen auch die Entgeltkomponente SDLE für Erzeuger gänzlich 
abgeschafft werden.  
 
 
3. Ausnahme für Ökostromanlagen beim Netzverlustentgelt und SDLE gefordert 

 
Sollte es zu keiner Abschaffung der G-Komponente kommen, sollte zur Sicherung der sauberen Ökostromerzeugung 
eine Ausnahme für Ökostromanlagen geschaffen werden, da insbesondere im Hinblick auf die Argumentation des 
Clean Energy Packages der europäischen Union erneuerbare Energien sich vorrangig am Strommarkt refinanzieren 
sollen. Durch eine gezielte Benachteiligung der österreichischen Erzeugung kommt es so zu einer deutlichen 

 
5 ACER (2014); Opinion of the Agency for the Cooperation of Energy Regulators No 09/2014; Brüssel.  
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Verschlechterung der in Österreich vorrangig angestrebten Erzeugungskapazitäten. Insbesondere sollten hier auch 
die nationalen Ausbauziele des EAG im Blick behalten werden.  
 
 
Wir ersuchen Sie, sich im Rahmen der nationalen Umsetzung des Elektrizitätsbinnenmarkt-Pakets für diese 
Punkte stark zu machen und stehen für Rückfragen und weitere Gespräche sehr gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Mag. Stefan Moidl 
IG Windkraft Österreich 

 

IG Windkraft Österreich 
Tel.: 02742/21955-0 

Mail: igw@igwindkraft.at 
Web: www.igwindkraft.at 


